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1.	 Strukturelle Veränderungen 	
	 durch den Bologna-Prozess als 	
	 Ausgangspunkt

Die Frist der Kultusministerkonferenz zur Einführung 
von Bachelor- und Masterstudiengängen lief Ende 
2010 ab. Daraus folgt, dass Deutschland und die inzwi-
schen 46 europäischen Mitgliedsstaaten in der Pflicht 
standen, die Ziele der Bologna-Erklärung von 1999 bis 
dahin umzusetzen. In dieser Erklärung haben die un-
terzeichnenden Staaten ihre Absicht bekundet, bis zum 
Jahr 2010 einen gemeinsamen europäischen Hoch-
schulraum zu schaffen und hierdurch die Wettbewerbs-
fähigkeit des Bildungsstandorts Europa zu stärken. Vor 
Bologna gab es in Deutschland lediglich grundständige 
Studiengänge, die innerhalb von 4 oder 5 Jahren zum 
Diplom, Magister oder Staatsexamen führten. Anders 
jedoch, als in der Bevölkerung oftmals angekommen 
oder mitunter auch in Teilen der Hochschullandschaft 
diskutiert, fokussiert Bologna keineswegs „nur“ auf die 
im Rahmen der beabsichtigten europäischen Anglei-
chung stattfindende Umstellung vom Diplom auf die 
neuen gestuften Bachelor- und Masterstudiengänge. 
Vor dem Hintergrund der bevorstehenden gesellschaft-
lichen Veränderungen und mit Blick auf den hieraus für 
die Zukunft abzuleitenden „neuen“ Charakter unseres 
gesamten Bildungssystems meint Bologna sehr viel 
mehr. Bologna will strukturelle Verbesserungen in der 
Studienorganisation sowie strukturelle Verbesserung 
der Bedingungen für effektives und qualitätsbewusstes 
lebensbegleitendes Lernen, das Lifelong Learning, und 
besonders auch zwischen verschiedenen Bildungsein-

richtungen. Man spricht daher gerne auch von der Ver-
besserung des Übergangs von Schulen zur Hochschu-
len auf der einen oder zwischen Berufsausbildung bzw. 
berufsbegleitender Ausbildung und Hochschulen auf 
der anderen Seite (sog. Durchlässigkeit des Bildungs-
systems).  

Mit der Diskussion um die Frage der Anrechnung von 
Kompetenzen aus dem außerhochschulischen Bereich 
soll dieser Forderung aktuell nachgekommen werden. 
Auszüge aus den Kommuniqués der europäischen Bil-
dungsministerien, deren Leitungen sich seit 1999 in 
einem zweijährigen Turnus treffen, um die gesteckten 
Ziele zu überprüfen, unterstreichen die Wichtigkeit des 
Themas durch entsprechende Feststellungen:

•	 „Punkte sollten auch außerhalb [...], beispiels-
weise durch lebenslanges Lernen, erworben 
werden können, vorausgesetzt, sie werden 
durch die jeweiligen aufnehmenden Hochschu-
len anerkannt.“ (Bologna-Erklärung 1999)

•	 „[Die Bildungsminister] heben auch hervor, 
dass es notwendig ist, den Aspekt des lebens-
begleitenden Lernens bei der Gestaltung der 
Bildungssysteme zu berücksichtigen.“ (Prager 
Kommuniqué 2001)

•	 „... allen Bürgern [sind], je nach ihren Wünschen 
und Fähigkeiten, lebenslange Lernverläufe hin 
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zur Hochschulbildung und innerhalb der Hoch-
schulbildung zu ermöglichen.“ (Berliner Kom-
muniqué 2003)

•	 „... die Anerkennung der Vorbildung einschließ-
lich nicht-formaler und informeller Bildung [ist] 
für den Zugang zu und als Element der Hoch-
schulbildung zu verbessern.“ (Kommuniqué 
von Bergen 2005)

•	 „... Anerkennung von [...] Vorkenntnissen (pri-
or learning) einschließlich der Anerkennung 
nicht-formellen und informellen Lernens sind 
wesentliche Elemente des [Europäischen Hoch-
schulraums]“ (Londoner Kommuniqué 2007)

•	 „Erfolgreiche Strategien für das lebenslange 
Lernen müssen auch grundlegende Prinzipien 
und Verfahren zur Anerkennung von Vorkennt-
nissen umfassen, die auf die Lernergebnisse 
abstellen und nicht danach unterscheiden, ob 
Wissen, Fähigkeiten und Kompetenzen über for-
melle, nicht-formelle oder informelle Lernpfade 
erworben wurden.“ (Kommuniqué von Leuven 
2009)

Die Kultusministerkonferenz (KMK) traf in ihrem 
Beschluss vom 28.06.2002 zum Thema Anrechnung 
von außerhochschulischen Kompetenzen bereits früh 
folgende Festlegung: „Außerhalb des Hochschulwe-
sens erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten können 
im Rahmen einer – ggf. auch pauschalen – Einstufung 
auf ein Hochschulstudium angerechnet werden, wenn 
[...] sie nach Inhalt und Niveau dem Teil des Studiums 
gleichwertig sind, der ersetzt werden soll [...]“. Das 
am 1.1.2010 in Kraft getretene neue hessische Hoch-
schulgesetz (HHG) sagt hierzu stellvertretend für viele 
weitere Hochschulgesetze, die ähnliche Regelungen 
enthalten oder enthalten sollen, ergänzend in § 18 Abs. 
6: „Außerhalb von Hochschulen erworbene Kenntnis-
se und Fähigkeiten können auf ein Hochschulstudium 
angerechnet werden, wenn die anzurechnenden Kennt-
nisse und Fähigkeiten den Studien- und Prüfungsleis-
tungen, die sie ersetzen sollen, gleichwertig sind und 
die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen der Ak-
kreditierung [...] überprüft worden sind. Insgesamt 
dürfen nicht mehr als 50 von Hundert der in dem Stu-
diengang erforderlichen Prüfungsleistungen durch die 

Anrechnung ersetzt werden. [...]“, und in § 54 Abs. 6 
heißt es weiter: „Die Ministerin oder der Minister für 
Wissenschaft und Kunst regelt durch Rechtsverordnung 
den Hochschulzugang für beruflich qualifizierte Bewer-
berinnen und Bewerber.“ Die Möglichkeit zur flexiblen 
Anpassung an aktuelle Gegebenheiten ist also gegeben, 
ebenso besteht jedoch auch die Gefahr häufiger Strate-
giewechsel.

An der Hochschule Darmstadt ist die Einführung der ge-
stuften Studienstruktur fast abgeschlossen - das Ziel der 
Umstellung auf die Bachelor- und Masterstudiengänge 
wurde im Jahr 2010 erreicht. Die künstlerischen Studi-
engänge bilden die Ausnahme, da sie derzeit von der 
Umstellung durch das Ministerium ausgenommen sind. 
Die übergeordneten Aspekte zur durchlässigen und fle-
xiblen Gestaltung der Übergänge zwischen außerhoch-
schulischer Bildung und der Hochschule sowie die 
Schaffung von Anreizen für lebensbegleitendes Lernen, 
aber auch Möglichkeiten für eine flexiblere Gestaltung 
von Bildungswegen, müssen im Zuge der Reakkredi-
tierung in jedem Studiengang nun individuell überprüft 
und wo notwendig auch sinnvoll gestaltet werden.

2.	 Auswirkungen des demogra- 
	 phischen Wandels auf den  
	 Bologna-Prozess

In den kommenden 20 Jahren ist in Deutschland mit 
einem Rückgang der Erwerbsbevölkerung im Umfang 
von annähernd 20 Prozent zu rechnen. Absolut bedeu-
tet dies eine rückläufige Entwicklung von 50 auf 42 
Millionen erwerbstätige Menschen, die zwischen 20 
und 65 Jahren alt sind (Statistisches Bundesamt 2009, 
S. 10). Die Tendenz über diesen Zeitraum hinaus ist 
im gemeinsamen Verständnis weiter sinkend. Gleich-
zeitig nimmt die Gruppe der 65-Jährigen und Älteren 
um ca. 10% zu (Statistisches Bundesamt 2009, S. 10), 
was den Druck auf das wirtschaftliche Wachstum, zum 
Beispiel im Hinblick auf die finanzielle Stabilisierung 
des Sozialstaates und daraus resultierend des sozialen 
Friedens, keineswegs reduziert. Die Tendenz über die-
sen Zeitraum hinaus ist im gemeinsamen Verständnis 
eher steigend.

Die Einleitung der Verbesserung von Lifelong-Lear-
ning-Strukturen, in hohem Maße über die Plattform der 
europäischen Bildungspolitik bzw. über den Bologna-
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Prozess beeinflusst, kommt unter Berücksichtigung 
dieses neusten Bevölkerungsszenarios des Statisti-
schen Bundesamts im November 2009 sicher nicht zu 
früh. Gerade in einem Land wie Deutschland, dessen 
Wohlstand und Wachstum weniger auf natürlichen Res-
sourcen, sondern im Wesentlichen auf einem großen 
Fachkräftepotenzial gründet, sind entsprechende Über-
legungen zwingend und mit strategischem Weitblick 
notwendig. Ein Fachkräftepotenzial, das unter quanti-
tativer Perspektive in Zukunft hinsichtlich seiner qua-
litativen Entwicklung immer weniger auf dem gut und 
hochwertig ausgebildeten Nachwuchs aufbauen wird, 
drängt die Frage nach dem richtigen Ausbau der Struk-
turen zur kontinuierlichen (Weiter)Qualifizierung der 
erfahrenen Arbeitskräfte auf. Doch trotz der Tatsache, 
dass der demographische Wandel, wie auch der zu er-
wartende Fachkräfte(weiterqualifizierungs)mangel und 
die hiermit im Zusammenhang stehende Notwendig-
keit des Ausbaus optimierter Strukturen für Lifelong-
Learning  schon seit langer Zeit weitgehend theoretisch 
diskutiert werden, bleiben einschlägige praktische Um-
setzungen bislang problematisch und selten. Das Pro-
jekt „Lifelong-Learning via Portfolio“, das in Koope-
ration von TU Darmstadt und Hochschule Darmstadt 
umgesetzt wird sowie an den Arbeiten des Darmstädter 
ANKOM-Projekts ProIT Professionals (weiteres hierzu 
siehe unter http://ankom.his.de und www.proit-profes-
sionals.de) anschließt, beobachtet selbst solche Proble-
me und hat zum Ziel, diese Herausforderungen zu syste-

matisieren sowie mögliche Lösungswege aufzuzeigen.

3. 	 Das Projekt Lifelong Learning 	
	 via Portfolio – Zielsetzung und 	
	 Erfahrungen

Warum sind die mit diesem Thema befassten Sachver-
halte so überaus komplex, warum die Annäherung an 
eine Lösung so anspruchsvoll? Die Antwort ist viel-
schichtig, denn Fragen der Gleichbehandlung müssen 
ebenso diskutiert werden, wie Fragen nach dem „Wert“ 
einer vorgängig erworbenen Kompetenz ausgedrückt 
im klassischen Notensystem der Hochschule.

Das Projekt „Lifelong-Learning via Portfolio“ hat das 
Ziel, einen möglichst systematischen und vollständigen 
Überblick über die praktischen Aspekte der Problemla-
ge zu erhalten. Sein Hauptanliegen ist es daher, den Pro-
totypen des ProIT-Portfolioverfahrens (Mario S. Seger 
/ Regina Beuthel / Rudi Schmiede 2009) dahingehend 
weiterzuentwickeln, dass ein für alle Beteiligten zweck-
dienliches und effektiv handhabbares Beurteilungs- und 
Anrechnungsverfahren für vorgängig erworbene Kom-
petenzen vorliegt und somit letztendlich ein einfacher 
und gerechter Weg zur Anerkennung vorgängig erwor-
bener Kompetenzen gefunden ist.

Kooperationsprojekt Lifelong Learning via Portfolio 08/2010 Prüfungsausschuss MBA – Fachbereich Wirtschaft der h_da 003 Kursname

Kooperationsprojekt
Lifelong Learning via Portfolio 

Antrag auf Anerkennung im beruflichen Umfeld erworbener Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen als Brückenkurs- 
äquivalent im MBA-Studiengang Betriebswirtschaftslehre des Fachbereichs Wirtschaft der Hochschule Darmstadt 

Brückenkurs « Name des Kurses »

Lernziel: Die Teilnehmer sollen ... beherrschen. (Bitte wählen Sie kompetenzorientierte Formulierungen) 

Brückenkursinhalte: Vorgängig erworbene Kenntnisse, Fertigkeiten, Selbst- und Sozialkompetenz (1) Bildungsphasen (2) Anlage Nr. 

Inhaltselement #1 

Inhaltselement #2 

Inhaltselement #3 

Weitergehende Begründung
des Anrechnungswunschs (3) 

Datum: Unterschrift:

Abbildung 1: Anerkennungsformular
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Zu diesem Zweck schien der berufsbegleitende Weiter-
bildungsstudiengang „Business Administration (MBA)“ 
des Fachbereichs Wirtschaft der Hochschule Darmstadt 
als beispielhafter Teststudiengang ideal. Denn in die-
sem Studiengang müssen alle Studierenden, die nicht 
über ausreichende betriebswirtschaftliche Qualifikation 
aus einem Erststudium verfügen, als zwingende Zulas-
sungsvoraussetzung verschiedene unbenotete „Brü-
ckenkurse“ belegen. Als Äquivalent für eine erfolgrei-
che Teilnahme ist es im Rahmen des Projekts möglich, 
vorgängig erworbene Kompetenzen anerkennen zu las-
sen. Es könnte zudem interessant sein, künftig die Taug-
lichkeit des Verfahrens auch unter Berücksichtigung 
des §16 Abs. 2 im neuen HHG in Verbindung mit § 54 
Abs. 6 HHG für die Zulassung zum Studium selbst zu 
prüfen. Bislang geschieht dies mit Blick auf die gelten-
de Prüfungsordnung nicht. Zur Prüfung der Gleichwer-
tigkeit von vorgängig erworbenen Kompetenzen zu den 
jeweiligen Brückenkursen wurden im Projekt Anerken-
nungsformulare für jeden dieser Kurse entwickelt. Das 
Formular ist in mehrere Abschnitte gegliedert (vgl. Abb. 
1). Die Beschreibung der Lernziele soll dabei ausdrück-
lich den Kompetenzerwerb in den Vordergrund rücken, 
da eine ausschließliche Orientierung an zu detaillierten 
Lerninhalten im Sinne der angestrebten beziehungswei-
se geforderten späteren Anwendbarkeit von Wissen als 
nicht zielführend gelten muss.

Die Lerninhalte können vom Modulverantwortlichen 
entsprechend den fachlichen Erfordernissen strukturiert 
werden. Der Studierende hat nun die Möglichkeit, seine 
vorgängig erworbenen Kenntnisse, Fertigkeiten, Selbst- 
und Sozialkompetenz entsprechend einzuordnen und 
der entsprechenden Bildungsphase zuzuordnen. Alle 
notwendigen Nachweise werden als Anlage beigefügt 
und zugeordnet. Vorgesehen ist dabei, dass jede Anlage 
möglichst präzise auf ein Inhaltselement Bezug nimmt 
und idealerweise nur für eine Anerkennung verwendet 
wird. Ein Stammblatt für alle persönlichen Angaben 
(Abb. 2a) und die Bearbeitungsvermerke des Prüfungs-
ausschusses (Abb. 2b) sowie ein Fragebogen zur Hand-
habbarkeit des Verfahrens  und eine Kurzanleitung zur 
Bearbeitung vervollständigen das Portfolio bzw. die 
Unterlagen.

Der Fragebogen erfasst zunächst das Begriffsverständ-
nis (Brückenkursinhalte, Lernziele, Bildungsphase, 
Kenntnisse, Fertigkeiten, Selbstkompetenz oder So-
zialkompetenz) und ob weitere Begriffe unklar sind. 
Weiterhin wird nach der Dauer der Bearbeitung je An-
erkennungsformular gefragt und ob die Bearbeitung als 
leicht oder schwer empfunden wurde (Skalafrage mit 
10 Ausprägungen). Im Weiteren wird ermittelt, ob die 
Aufgabenstellung eindeutig war und ob das Anerken-

Kooperationsprojekt
Lifelong Learning via Portfolio 

Kooperationsprojekt Lifelong Learning via Portfolio 08/2010 001 BK Stammblatt S. 1 

S  T  A  M  M  B  L  A  T  T

zum Antrag für Anerkennung vorgängig erworbener Lernergebnisse auf 
Brückenkurse im MBA-Studiengang Betriebswirtschaftslehre der  

Hochschule Darmstadt gem. den §§ 21 und 43 der Studien- und Prüfungsordnung 
des Fachbereichs Wirtschaft der Hochschule Darmstadt  

vom 16. Mai 2006 

Angaben zur Person 

Antragsteller/in

Anschrift

eMail

Telefon

Mobilfon

Ich beantrage auf der Basis der beiliegenden Antragsformulare meine im beruflichen Um-
feld erworbenen Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen als äquivalent zu den nach-
folgend gekennzeichneten Brückenkursen anzuerkennen: 

Brückenkurs bearbeitet

Brückenkurs #1

Brückenkurs #2

Brückenkurs #3

Brückenkurs #4

Brückenkurs #5

Brückenkurs #6

Darmstadt, den 
Unterschrift Antragsteller/in

Kooperationsprojekt
Lifelong Learning via Portfolio 

Kooperationsprojekt Lifelong Learning via Portfolio 08/2010 001 BK Stammblatt S. 2 

   wird von der Studienverwaltung / Prüfungsausschuss ausgefüllt

Antragseingang:

Vorlage beim Prüfungsausschuss am: 

Anerkennung auf Grundlage der §§ 21 und 43 der Studien- und Prüfungsordnung des Fachbe-
reichs Wirtschaft der Hochschule Darmstadt erfolgt für folgende Brückenkurse: 

Brückenkurs #1

 vollständige Anerkennung  keine Anerkennung

 Anerkennung mit Auflage

mit der Note

Brückenkurs #2

 vollständige Anerkennung  keine Anerkennung

 Anerkennung mit Auflage

mit der Note

Brückenkurs #3

 vollständige Anerkennung  keine Anerkennung

 Anerkennung mit Auflage

mit der Note

Darmstadt, den 
Unterschrift Prüfungsausschussvorsitzender

Abbildung 2a und 2b: Stammblatt für die Angaben des Antragstellers (Seite 1) mit Raum für Bearbeitungshinweise 
des Prüfungsausschusses (Folgeseiten, verkürzt dargestellt)
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nungsformular durch konsistenten Aufbau die Arbeit 
erleichtert hat, und falls nein, welche Möglichkeiten 
es gäbe, seine Struktur zu optimieren. In der letzten 
Fragengruppe wird erfragt, welche besonderen Schwie-
rigkeiten beim Bearbeiten aufgetreten sind, in welcher 
Hinsicht die Formulare unvollständig sind, ob eine 
Online-Variante eine Erleichterung darstellen würde 
(Skalafrage mit 10 Ausprägungen) und ob das Verfah-
ren anderen Betroffenen weiterempfohlen werden kann 
(auch hier Skalafrage mit 10 Ausprägungen).

Beim Start ging das Projekt davon aus, dass mit Hilfe 
dieses sehr einfachen und unkomplizierten Verfahrens 
eine Entscheidung nach „Aktenlage“ möglich würde. 
Denn Vorerfahrungen aus dem Projekt ProIT, das ein 
deutlich umfangreicheres Verfahren mit sehr ausführli-
cher Dokumentation vorgesehen hat, erschlossen zwar 
deutlich mehr Aspekte. In der praktischen Umsetzung 
hat sich aber eindeutig gezeigt, dass komplexe Formu-
lare und Regelungen, ein umfassendes Formularwesen 
und die daraus resultierende Prüfung sehr vieler Seiten 
Dokumentation je Antragsteller nicht umsetzbar wäre. 
Als Gründe wurden die zu erwartende hohe Arbeitsbe-
lastung in den Selbstverwaltungsorganen eines Fachbe-
reichs genannt, meist verbunden mit dem berechtigten 
Wunsch nach Deputatsreduktion. Und auch für die Kan-
didaten sind solche aufwendig gestalteten Formulare in 
der Handhabung problematisch. Ein schlankes Verfah-
ren war daher dringend gefordert.

4.	 Eine Zwischenbilanz

Das Projekt hat noch eine Laufzeit bis Mitte 2011, dies 
ist ein günstiger Zeitrahmen, weil bis dahin der Studi-
engang eine Reakkreditierung durchlaufen haben muss. 
Vereinfachte Möglichkeiten zur Anpassung der beste-
henden Prüfungsordnungen auf die neuen Rahmenbe-
dingungen des HHG sowie Möglichkeiten zur Integrati-
on eine veränderten Prüf- und Anerkennungsverfahrens 
sind hierdurch prinzipiell gegeben.

Bislang wurde das Portfolio-Verfahren in seiner ur-
sprünglichen Fassung, d. h. im ProIT-Kontext von 15 
Probanden, und im Rahmen der aktuellen Projektphase 
mit dem Prototypen Version 2 von vier Studierenden 
erprobt. Da die Grundgesamtheit immer noch klein ist 
und allgemeingültige Aussagen nicht getroffen werden 
können, muss sich diese Zwischenbilanz  auf singuläre 

Eindrücke stützen, die aber dennoch wertvoll für das 
Projektteam sind.

Wenngleich die Antragstellerinnen und Antragsteller 
überwiegend positiv über die Handhabung mit den 
Formularen berichtet hatten, so überrascht die geringe 
Zahl der Antragstellenden trotz klarer Kommunikation 
der Möglichkeiten  doch. Da im MBA  Studierende mit 
internationalem Hintergrund eingeschrieben sind, für 
die Deutsch nicht Muttersprache ist, und der Fragebo-
gen bislang lediglich in deutscher Sprache vorliegt ist, 
könnte das mangelnde Interesse in sprachlichen Prob-
lemen vermutet werden. Dem widerspricht jedoch das 
Ausbleiben entsprechender Anfragen nach Übersetzung. 
Steht vielleicht eher die Sorge der Studierenden dage-
gen, bei Anerkennung die im Brückenkurs vermittelten, 
für später wichtigen Lehrinhalte zu „verpassen“ und 
dadurch die Abschlussnote zu gefährden? Ein Antrag-
steller gab im Fragebogen an, dass sich das Verfahren 
gegenüber dem Besuch der Veranstaltung nicht lohne. 
Ein Interview mit ihm sowie Befragungen aller Studie-
renden im Rahmen von Feedbackrunden sollen in den 
nächsten Monaten helfen, die tatsächlichen Gründe zu 
systematisieren. Aus Sicht aller Antragsteller unbestrit-
ten ideal wäre die Einführung einer Online-Bearbei-
tungsmöglichkeit – das Projekt arbeitet gegenwärtig an 
der Entwicklung und Implementierung einer entspre-
chenden Anrechnungsbewerbungssoftware, die dann 
in der Nutzung auch einfach auf Englisch umgestellt 
werden könnte (Sprachwahl über Menüführung).

Die Struktur der Antragsformulare wurde als klar be-
schrieben, Aufgabenstellung und Verfahren waren 
transparent, auch der zeitliche Aufwand (etwa ein hal-
ber bis ein Tag) für die Bearbeitung wurde als überwie-
gend angemessen eingeschätzt. In nur einem einzigen 
Fall gab es Rückfragen zu den verwendeten Begriffen, 
konkret war der Aspekt „Sozialkompetenz“ unklar ge-
blieben.

Sowohl die Aussagen der Antragsteller selbst, als auch 
die Prüfung der eingereichten Anerkennungsformulare 
wiesen aber auf ein weiteres, eher grundsätzliches Pro-
blem hin, für das bislang noch keine Lösung gefunden 
wurde: Das Beibringen geeigneter Nachweise (insbe-
sondere Curricula zwischenzeitlich ausgelaufener Stu-
diengänge und Beschreibungen betrieblich veranlasster 
Seminare und Schulungen) stellte die Studierenden vor 
große Probleme, da die entsprechenden Bildungspha-
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sen lange Zeit zurücklagen oder ein Zeugnis als Beleg 
bestimmter übernommener Aufgaben nicht vorgelegt 
werden konnte. Der Grund hierfür ist, dass mancher 
Studierende beim Arbeitgeber keinen Verdacht durch 
Anforderung eines Zwischenzeugnisses erregen möchte 
oder gar „inkognito“ studiert, um seine späteren Karri-
erechancen bei einem anderen Arbeitgeber zu verbes-
sern. Die Antragsteller legten dann zwar Nachweise bei, 
doch deren Aussagekraft blieb beschränkt. Auch zeigte 
sich, dass die Selbsteinschätzung bisheriger Leistungen 
oftmals zu unreflektiert positiv erfolgte. Viele Anträge 
und die darin enthaltenen Ausführungen blieben damit 
derart an der „Oberfläche“, dass sie zur nochmaligen 
Überarbeitung, teilweise bis zu zweimal zurückgege-
ben werden mussten. Schließlich mussten ausschließ-
lich im Rahmen persönlicher Gespräche weitere Hinter-
gründe erschlossen werden, ehe das Verfahren fortge-
setzt werden konnte. Dies verdeutlichte im Testumfeld 
der Hochschule Darmstadt klar, dass ein papierbasiertes 
Verfahren alleine nicht ausreichend sein könnte. Soll 
ein Anerkennungsverfahren institutionalisiert werden, 
ist immer der direkte Kontakt mit den Antragstellen-
den notwendig. Da einem ausschließlich formalisierten/
strukturierten Gespräch mit dem Antragsteller verständ-
licherweise eher der Nimbus der Subjektivität anhaftet, 
erscheint – auch vor dem Hintergrund Effizienz der  
Selbstverwaltung – eine „klassische“ Prüfung nach for-
malen Kriterien die einzig sinnvolle Ergänzung zu sein. 
In dieser Prüfung könnte der Antragstellende intersub-
jektiv vergleichbar seine Kompetenzen unter Beweis 
stellen. Sie kann entweder als schriftliche Prüfung oder 
als mündliche Prüfung oder als eine Kombination dar-
aus gestaltet werden. Vorbild sind Eignungs- und Ein-
stellungstests, die teilweise auch PC-gestützt ablaufen.

Mit diesem Weg – so die Einschätzung der Hochschule 
Darmstadt - umgeht man eine Reihe von kritischen Fra-
gen, die sich aus der Anerkennung ausschließlich über 
die Begutachtung vorgelegter Nachweise aus vorgängi-
gen Bildungsphasen ergeben:

•	 nach welchen fachlichen Kriterien werden die 
vorgängig erworbenen Kompetenzen eingestuft 
(beispielsweise resultierend aus einer exakt 
beschriebenen Funktion im Berufsalltag der 
Antragstellenden oder aus der Übernahme von 
Personalverantwortung)? Kann ein fachliches 
Raster gefunden werden, das eine rasche Prü-
fung unzähliger fachlich-inhaltlicher Varianten, 
entnommen aus Tätigkeits- und Schulungsbe-

schreibungen, und damit den „Wert“ einer Kom-
petenz erlaubt?

•	 Welchen Wert drückt die Dauer einer bestimm-
ten ausgeübten Tätigkeit aus?

Daraus folgt eine unübersichtliche Matrix aus zeitlichen 
und inhaltlichen Aspekten, die zusammengenommen 
eine Kompetenz ausdrücken, aber auch vollkommen 
ohne Aussage sein können. Was schon bei der Verga-
be von Noten schwierig sein kann – es gibt mitunter 

„leicht verdiente“ und „hart erkämpfte“ gute Noten, 
kann innerhalb all dieser denkbaren Kombinationen im 
Hinblick auf eine intersubjektiv „gerechte“ Einstufung 
rasch noch viel problematischer werden. Es ist daher zu 
erwarten, dass die den Antrag Prüfenden zumindest un-
bewusst nach einer greifbaren Notenskala suchen – sei-
en dies in Seminaren erteilte Noten oder die „getarnten“ 
Noten eines Arbeitszeugnisses. 

In diesem Fall erscheint für die Hochschule Darmstadt-
der Entwurf einer Prüfung zweifelsfrei der beste Weg 
zu sein.

Ein solches Verfahren ist prüfungsrechtlich nicht zu be-
anstanden und besitzt die nötige Transparenz. Allerdings 
schreibt das neue HHG vor, dass ein solches Verfahren 
im Rahmen der (Re-)Akkreditierung zu prüfen ist. For-
mulierungen in den BBPO eines Studiengangs, die eine 
spätere Einführung vorsehen können, entbinden daher 
nicht davon, das geplante Verfahren sehr frühzeitig und 
exakt auszuarbeiten, selbst dann, wenn es später nicht 
genutzt wird. Spätere Änderungen an den BBPO sind 
zwar leichter möglich als an Prüfungsordnungen in der 
Vergangenheit, erfordern jedoch grundsätzlich die Be-
achtung einer Vielzahl von (Seiten-)Effekten auf den 
Studienbetrieb und wollen daher sehr gut überlegt sein.

Während der bisherigen Projektlaufzeit erhielt das Pro-
jekt auch wiederholt Anfragen von Interessenten zur 
Anerkennung von außerhalb einer Hochschule vorgän-
gig erworbenen Leistungen für weitere – dann benote-
te – Module außerhalb von Brückenkursen in diesem 
und einem weiteren Studiengang. Erfolgte die Aner-
kennung bislang für unbenotete Brückenkurse, hatte 
also auf die Abschlussnote keinerlei Auswirkungen, so 
würde sich das in den genannten Fällen ändern: Solche 
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vorgängig erworbene Kompetenzen wären damit einer 
Studienleistung unmittelbar äquivalent. Im Kontext der 
Hochschule Darmstadt ist unter Würdigung obiger Ar-
gumente rasch deutlich geworden, dass ein einzelner 
Fachbereich oder Studiengang bei der Beantwortung 
dieser Fragen in keinem Fall für sich alleine eine Re-
gelung schaffen kann. Vielmehr müssen hochschulweit 
geltende Satzungen die Regeln, Möglichkeiten und 
Grenzen exakt definieren. Studiengangbezogene Rege-
lungen müssten dann lediglich auf Besonderheiten ein-
gehen, dies ist schon aus sachlichen Gründen dringend 
geboten. Alle anderen Lösungen gefährden den Wert 
der Studienabschlüsse, könnten zu Ungleichbehand-
lung führen und fördern möglicherweise den Eindruck 
von Willkürentscheidungen bei so wichtigen, den Le-
benslauf prägenden Entscheidungen wie die der Wahl 
eines Studiums.
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